
Das Wichtigste in Kürze
•• Der IASB hat am 12. Oktober 2017 eine 
Änderung an IFRS 9 Finanzinstrumente 
veröffentlicht: Prepayment Features 
with Negative Compensation (Amend-
ments to IFRS 9).

•• Zielsetzung der Änderung ist eine 
Bewertung von finanziellen Vermö-
genswerten mit sog. symmetrischen 
Kündigungsrechten zu fortgeführten 
Anschaffungskosten bzw. erfolgsneutral 
zum Fair Value.

•• Nach dem Wortlaut von IFRS 9 in der 
aktuell gültigen Fassung ist die Zah-
lungsstrombedingung nicht erfüllt, wenn 
der Kreditgeber im Falle einer Kündigung 
durch den Kreditnehmer eine Aus-
gleichszahlung leisten müsste (z.T. als 
Vorfälligkeitsgewinn bezeichnet).

•• Die Erstanwendung erfolgt retrospektiv 
für Geschäftsjahre, die am oder nach 
dem 1. Januar 2019 beginnen. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig, sofern 
dies im Anhang offengelegt wird.

•• Darüber hinaus erfolgt zu einem 
anderen Thema, der Modifikation von 
finanziellen Verbindlichkeiten, die nicht 
zu deren Ausbuchung führt, eine Klar-
stellung in den Grundlagen für Schluss-
folgerungen.

IASB veröffentlicht Änderungen und Klarstellungen an IFRS 9
zu symmetrischen Kündigungsrechten sowie zu Modifikationen 
finanzieller Verbindlichkeiten
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Hintergrund
Der International Accounting Standards Board (IASB) hat am 12. Oktober 2017 eine eng 
abgegrenzte Änderung an IFRS 9 Finanzinstrumente bezüglich sog. symmetrischer 
Kündigungsrechte veröffentlicht.

Anlass für die Änderung war die Frage, ob für bestimmte Kündigungsrechte, die in 
Abhängigkeit vom Zinsniveau bei vorzeitiger Rückzahlung entweder zu einem Ausgleich 
eines Vorfälligkeitsverlusts oder eines Vorfälligkeitsgewinns führen (sog. symmetrische 
Kündigungsrechte), eine Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten bzw. in Abhän-
gigkeit des Geschäftsmodells erfolgsneutral zum Fair Value1 entscheidungsnützliche 
Informationen vermitteln könnte.2 Derartige Klauseln werden zum Teil im Kreditgeschäft 
mit gewerblichen Kunden vereinbart oder sind unter bestimmten Rechtsrahmen vorge-
geben.

Nach den bisherigen Vorschriften von IFRS 9 in der aktuell gültigen Fassung ist aus Sicht 
des IASB die Zahlungsstrombedingung3 nicht erfüllt, wenn der Kreditgeber im Falle einer 
Kündigung durch den Kreditnehmer eine Ausgleichszahlung leisten müsste (z.T. als Vor-
fälligkeitsgewinn bezeichnet).

1	 Nachfolgende Ausführungen zur Bewertung von finanziellen Vermögenswerten zu fortgeführten Anschaf-
fungskosten gelten ebenfalls in Abhängigkeit des Geschäftsmodells für erfolgsneutral zum Fair Value 
bewertete finanzielle Vermögenswerte.

2	 Für eine umfangreichere Darstellung der vorausgegangenen Diskussionen von IFRS IC und IASB sowie eine 
ausführliche Erläuterung des Standardentwurfs vgl. auch unseren Newsletter IFRS fokussiert – IASB schlägt 
Änderungen an IFRS 9 bezüglich symmetrischer Kündigungsrechte vor.

3	 Für die nachfolgenden Ausführungen wird unterstellt, dass eine Zuordnung des zu klassifizierenden 
finanziellen Vermögenswerts zu einem Geschäftsmodell möglich ist, das eine Bewertung zu fortgeführten 
Anschaffungskosten oder erfolgsneutral zum Fair Value zulässt (sog. Geschäftsmodellbedingung). Für eine 
detailliertere Erläuterung der Geschäftsmodell- und Zahlungsstrombedingung vgl. auch unseren Newsletter 
IFRS fokussiert – Endgültige Regelungen zur Klassifizierung und Bewertung finanzieller Vermögenswerte.

Änderung ermöglicht 
Bewertung zu 
fortgeführten 
Anschaffungskosten 
für Instrumente 
mit symmetrischen 
Kündigungsrechten

https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/ifrs-9-prepayment
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2017/ifrs-9-prepayment
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/cm-ifrs-9
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Beobachtung
Die Änderung betrifft ausschließlich diese eng abgegrenzte Art von Kün-
digungsrechten, nicht jedoch andere Ausgestaltungen. Insbesondere die 
ebenfalls diskutierten Kündigungsrechte zum Fair Value sowie Kündigungs-
rechte, bei denen der Rückzahlungsbetrag den Fair Value der Kosten für eine 
vorzeitige Beendigung eines zusammenhängenden Sicherungsinstruments 
beinhaltet, sind nicht gesonderter Gegenstand der Änderung. Während der 
Diskussionen des IFRS IC und des IASB wurden derartige Klauseln als unver-
einbar mit der Zahlungsstrombedingung eingestuft, weil der Rückzahlungsbe-
trag beruhend auf dem Fair Value von Faktoren geprägt sein kann, die nicht im 
Einklang mit einer Vergütung für den Zeitwert des Geldes und das Ausfallrisiko 
stehen. Der IASB räumt in der Grundlage für Schlussfolgerungen gleichwohl 
ein, dass in manchen Fällen solche Kündigungsrechte die Zahlungsstrombe-
dingung erfüllen könnten, wenn die im Kündigungsbetrag enthaltene Aus-
gleichszahlung für die vorzeitige Kündigung angemessen wäre. Dies könnte 
beispielsweise dann der Fall sein, wenn die Berechnung des Kündigungs-
betrags näherungsweise auf die noch nicht gezahlten Beträge von Zins und 
Tilgung sowie einen Betrag ausgerichtet ist, der bloß die Veränderungen des 
maßgeblichen Referenzzinses widerspiegelt. Hierzu stellt der IASB fest, dass 
dies nicht immer der Fall ist und Unternehmen die jeweiligen Eigenschaften 
der Zahlungsströme eines Instruments jeweils beurteilen müssen.

Die vorgeschlagene Änderung im Einzelnen
Nach den aktuellen Regelungen von IFRS 9 zur Zahlungsstrombedingung ist bei einer 
Veränderung von zeitlichem Anfall oder Höhe der Zahlungen zu beurteilen, ob die 
Zahlungsströme jeweils vor und nach der Veränderung ausschließlich Tilgungs- und 
Zinszahlungen auf den ausstehenden Kapitalbetrag darstellen. Ein Kündigungsrecht 
kann im Einklang mit der Zahlungsstrombedingung stehen, wenn der Betrag der vor-
zeitigen Rückzahlung im Wesentlichen nicht geleistete Tilgungs- und Zinszahlungen auf 
den ausstehenden Kapitalbetrag darstellt, der ein angemessenes zusätzliches Entgelt 
(Ausgleichszahlung) für die vorzeitige Rückzahlung (Vorfälligkeitsentschädigung) enthal-
ten kann. Das Kündigungsrecht kann von beiden Vertragsparteien ausübbar sein, d.h. 
entweder vom Kreditgeber oder vom Kreditnehmer oder beiden gleichzeitig.

Durch die Neuregelung werden die bestehenden Vorschriften in IFRS 9.B4.1.11(b) und 
IFRS 9.B4.1.12 zu Kündigungsrechten nur durch Streichung eines Wortes geändert: Statt 
bisher auf eine „angemessene zusätzliche Ausgleichszahlung“ wird nunmehr auf eine 
„angemessene Ausgleichszahlung“ abgestellt, um auch negative Ausgleichszahlungen 
darunter subsumieren zu können.

Kündigungsrechte zum 
Fair Value sind nicht 
Gegenstand der Änderung

Ausgleichszahlung bei 
Kündigung muss nicht 
notwendigerweise 
für die die Kündigung 
annehmende 
Vertragspartei positiv sein
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Darüber hinaus wird die neue Textziffer IFRS 9.B4.1.12A in den Anwendungsleitlinien 
aufgenommen. Diese ergänzt die bestehenden Regelungen zu Kündigungsrechten 
dahingehend, dass unabhängig vom Grund bzw. Umstand der vorzeitigen Vertragsbe-
endigung und unabhängig davon, welche Vertragspartei die Kündigung ausspricht oder 
anderweitig herbeiführt (z.B. automatische Fälligstellung infolge eines Covenant-Bruchs), 
eine Vertragspartei eine angemessene Ausgleichszahlung für die vorzeitige Vertragsbe-
endigung erhalten kann oder zahlen muss. Folglich muss der Rückzahlungsbetrag jeden-
falls im Wesentlichen nicht geleistete Tilgungs- und Zinszahlungen auf den ausstehenden 
Kapitalbetrag darstellen und kann darüber hinaus eine angemessene Ausgleichszahlung 
für die vorzeitige Rückzahlung umfassen. Nach der Neuregelung ist zukünftig das Vorzei-
chen der Ausgleichszahlung nicht relevant, d.h., in Abhängigkeit von dem bei Kündigung 
vorherrschenden Zinsniveau ist eine Zahlung (sog. negative Ausgleichszahlung oder 
gemeinhin Vorfälligkeitsgewinn) auch zugunsten der Vertragspartei möglich, welche die 
vorzeitige Rückzahlung herbeiführt.

Der IASB betont, dass für finanzielle Vermögenswerte mit symmetrischen Kündigungs-
rechten die Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten und die Anwendung der 
Effektivzinsmethode entscheidungsnützliche Informationen vermitteln.

Laufzeit Kreditvertrag

Marktzins

Abschluss
Kreditvertrag

Vorzeitige
Beendigung

Kreditvertrag

Vertragszins

Positive 
Ausgleichszahlung

Negative
Ausgleichszahlung

Vorzeichen der 
Ausgleichszahlung ist nicht 
relevant
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Übergangsvorschriften und Erstanwendungszeitpunkt
Die Änderungen an IFRS 9 sind retrospektiv auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am 
oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen. Eine vorzeitige Anwendung ist – vorbehaltlich 
einer Übernahme in europäisches Recht (Endorsement) – zulässig. Sofern eine vorzeitige 
Anwendung erfolgt, ist dies im Anhang offenzulegen.

Wesentliche Änderung im Vergleich zum Standardentwurf
Im Standardentwurf waren noch zwei notwendige Bedingungen enthalten: 
Angemessenheit des Rückzahlungsbetrags und insignifikanter Fair Value des 
Kündigungsrechts.

Die erste Bedingung zur Angemessenheit des Rückzahlungsbetrages wurde 
inhaltlich in die nun verabschiedete Fassung übernommen. 

Hingegen wurde die zweite Bedingung gestrichen, nach der bei erstmaligem 
Ansatz des finanziellen Vermögenswerts der Fair Value des Kündigungsrechts 
insignifikant sein muss. Die Motivation für die zweite Bedingung war, dass 
dadurch bei Zugang des finanziellen Vermögenswertes eine Kündigung und 
folglich eine vorzeitige Rückzahlung mit einer möglichen negativen Ausgleichs-
zahlung unwahrscheinlich erscheinen sollten. Der IASB verfolgte damit das 
Ziel, den Anwendungsbereich für die begrenzte Änderung deutlich einzu-
schränken, sodass nur diejenigen finanziellen Vermögenswerte zu fortgeführ-
ten Anschaffungskosten bewertet werden, für die eine vorzeitige Rückzahlung 
und damit das Anfallen eines negativen Ausgleichsbetrags unwahrscheinlich 
ist. Damit sollte eine allzu häufige Anpassung der fortgeführten Anschaffungs-
kosten bei geänderter Erwartung über die Ausübung des Kündigungsrechts 
vermieden werden. Die mehrheitlichen Rückmeldungen zum Standardentwurf 
sahen die erste Bedingung jedoch als ausreichend an und kritisierten, dass die 
zweite Bedingung das Erreichen des mit der Änderung verfolgten Ziels sogar 
erschweren könne, bspw. bei einem Erwerb kündbarer Kredite oder Anleihen 
auf dem Sekundärmarkt. Der IASB entschied sich deshalb für eine Streichung 
der zweiten Bedingung.

Rückmeldungen führten 
zur Streichung der 
zweiten Bedingung des 
Standardentwurfs

Änderung im Vergleich zum Standardentwurf
Im Standardentwurf wurde noch ein Erstanwendungszeitpunkt auf Geschäfts-
jahre, die am oder nach dem 1. Januar 2018 beginnen, vorgeschlagen. Die 
Verschiebung des Erstanwendungszeitpunkts um ein Jahr wurde durch den 
IASB mit der fortgeschrittenen Implementierung von IFRS 9 bei vielen Unter-
nehmen sowie der in manchen Rechtsgebieten notwendigen angemessenen 
Zeit für Übersetzung bzw. Übernahme in das jeweilige Recht (z.B. Endorsie-
rungsprozess in der EU) begründet.



IFRS fokussiert

6

Bei erstmaliger Anwendung sind zusätzliche Übergangsvorschriften und korrespondie-
rende Angabepflichten zu beachten: Ändert sich beispielsweise durch Anwendung der 
Änderung an IFRS 9 die Klassifizierung eines in die Fair-Value-Option designierten finanzi-
ellen Vermögenswerts aufgrund der Nichterfüllung der entsprechenden Anforderungen, 
ist die Designation zurückzunehmen. Gleiches gilt für finanzielle Verbindlichkeiten. Auch 
ist eine Ausübung der Fair-Value-Option bei erstmaliger Anwendung der Änderungen 
gestattet, wenn erst dadurch die notwendigen Voraussetzungen vorliegen. Trotz rück-
wirkender Anwendung der jeweiligen Klassifizierung müssen die Vergleichszahlen nicht 
angepasst werden.

Zusätzliche Angabepflichten betreffen die Auswirkung des geänderten Standards für 
jede Klasse betroffener Finanzinstrumente, wenn die Neuregelung zu einer geänderten 
Klassifizierung geführt hat.

Sofern eine gleichzeitige Erstanwendung von IFRS 9 und der jetzt veröffentlichten 
Änderung an IFRS 9 (z.B. zum 1. Januar 2018) erfolgt, finden diese zusätzlichen Über-
gangsvorschriften keine Anwendung.

Weitere Klarstellung: Modifikation oder Austausch von finanziellen Verbindlich-
keiten, die nicht zur Ausbuchung führen
Das IFRS IC erhielt Anfang 2017 eine Anfrage zur bilanziellen Abbildung einer Modifi-
kation oder eines Austausches einer zu fortgeführten Anschaffungskosten bewerte-
ten finanziellen Verbindlichkeit, die nicht zur Ausbuchung führt. In seiner Sitzung im 
März 2017 äußerte das IFRS IC in einer vorläufigen Agendaentscheidung seine Auffas-
sung dahingehend, dass die Regelungen von IFRS 9 eine ausreichende Grundlage für die 
Bilanzierung enthielten. In der Sitzung im Juni 2017 wurde keine Veröffentlichung einer 
endgültigen Agendaentscheidung, sondern eine Weiterleitung der Anfrage an den IASB 
beschlossen.

Der IASB diskutierte den Sachverhalt während der Sitzung im Juli 2017 und gelangte zu 
der Auffassung, analog zum IFRS IC, dass die Regelungen von IFRS 9 eine ausreichende 
Grundlage für die Bilanzierung enthielten und folglich eine Änderung von IFRS 9 nicht 
erforderlich sei. Zur Verdeutlichung dieser Auffassungen wurde beschlossen, die Grund-
lagen für Schlussfolgerungen (Basis for Conclusions) von IFRS 9 entsprechend klarstel-
lend zu ergänzen.

Im Fall einer Modifikation oder eines Austausches einer zu fortgeführten Anschaffungs-
kosten bewerteten finanziellen Verbindlichkeit, die nicht zur Ausbuchung führt, findet die 
Regelung von IFRS 9.B5.4.6 Anwendung. Folglich sind die fortgeführten Anschaffungs-
kosten der finanziellen Verbindlichkeit an den unter der Verwendung des ursprünglichen 
Effektivzinssatzes berechneten Barwert der geänderten Zahlungsströme unmittelbar 
erfolgswirksam anzupassen.

Beobachtung
Der aktuelle EFRAG-Statusreport zur Indossierung der IFRS in der Europäi-
schen Union lässt eine Übernahme der Änderung an IFRS 9 nicht vor Anfang 
2018 erwarten.

Klarstellung, dass 
bestehende Regelungen 
von IFRS 9 zur Modifikation 
von finanziellen 
Verbindlichkeiten 
ausreichend sind

Erstanwendung 
zum 1. Januar 2019 
mit zusätzlichen 
Übergangsvorschriften

https://s3.amazonaws.com/ifrswebcontent/2017/IFRIC/March/IFRIC-Update-March-2017.pdf
http://www.ifrs.org/-/media/feature/news/updates/ifrs-ic/2017/ifric-update-june-2017.pdf/
http://www.ifrs.org/news-and-events/updates/iasb-updates/july-2017/
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Beobachtung
Sofern Unternehmen nach IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewer-
tung die Auswirkungen einer Modifikation bislang durch Anpassung des Effek-
tivzinssatzes amortisiert haben, ist eine Änderung der Bilanzierungsmethode 
gemäß IAS 8 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Änderungen von 
Schätzungen und Fehler erforderlich.

Es ergeben sich dadurch Auswirkungen im Rahmen des Übergangs auf IFRS 9 
aufgrund der verpflichtenden retrospektiven Anwendung. Im Zeitpunkt der 
erstmaligen Anwendung der Klarstellung bestehende Gewinne und Verluste 
aus der Modifikation oder einem Austausch einer zu fortgeführten Anschaf-
fungskosten bewerteten finanziellen Verbindlichkeit, die in der Vergangenheit 
nicht zur Ausbuchung führte, sind rückwirkend zu ermitteln und gegen die 
Gewinnrücklagen anzupassen. Zugleich ist der ursprüngliche Effektivzins für 
die Ermittlung der fortgeführten Anschaffungskosten und damit einherge-
hende Zinsaufwendungen anstelle des angepassten Effektivzinses zugrunde 
zu legen.
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